
2. Art. 4 der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 
1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäf­
tigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen oder Art. 1 Nr. 3 der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. September 2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207 sind 
dahin auszulegen, dass sie einem Bewerber für eine Berufsausbil­
dung keinen Anspruch auf Einsichtnahme in im Besitz des Ver­
anstalters dieser Ausbildung befindliche Informationen über die 
Qualifikationen der anderen Bewerber um diese Ausbildung ver­
leihen, wenn dieser Bewerber meint, keinen Zugang zu dieser 
Ausbildung nach den gleichen Kriterien wie die anderen Bewerber 
gehabt zu haben und im Sinne von Art. 4 aufgrund des Ge­
schlechts diskriminiert worden zu sein, oder wenn dieser Bewerber 
rügt, im Sinne von Art. 1 Nr. 3 aufgrund des Geschlechts in 
Bezug auf den Zugang zu dieser Berufsausbildung diskriminiert 
worden zu sein. 

3. Wenn sich ein Bewerber für eine Berufsausbildung für die Einsicht­
nahme in im Besitz des Veranstalters dieser Ausbildung befindliche 
Informationen über die Qualifikationen der anderen Bewerber auf 
die Richtlinie 97/80 berufen könnte, kann dieser Einsichtnahme­
anspruch durch die Bestimmungen des Unionsrechts über die 
Vertraulichkeit berührt werden. 

4. Die in Art. 267 Abs. 3 AEUV vorgesehene Pflicht ist nicht 
unterschiedlicher Art je nachdem, ob in einem Mitgliedstaat ein 
Rechtssystem besteht, in dem der Verhandlungsgrundsatz gilt, oder 
ein Rechtssystem, in dem der Untersuchungsgrundsatz gilt. 

( 1 ) ABl. C 134 vom 22.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 21. 
Juli 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de 
première instance de Bruxelles — Belgien) — Bureau 
d’intervention et de restitution belge (BIRB)/Beneo- 

Orafti SA 

(Rechtssache C-150/10) ( 1 ) 

(Landwirtschaft — Gemeinsame Marktorganisation — Zu­
cker — Natur und Reichweite der einem Zucker erzeugenden 
Unternehmen zugeteilten Übergangsquoten — Möglichkeit für 
ein Unternehmen, das eine Umstrukturierungsbeihilfe für das 
Wirtschaftsjahr 2006/2007 erhalten hat, seine ihm zugeteilte 
Übergangsquote zu nutzen — Berechnung des wiedereinzuzie­
henden Betrags und der anwendbaren Geldbuße bei Nicht­
erfüllung der Verpflichtungen im Rahmen des Umstrukturie­

rungsplans — Grundsatz ne bis in idem) 

(2011/C 269/20) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de première instance de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Bureau d’intervention et de restitution belge (BIRB) 

Beklagte: Beneo-Orafti SA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal de première instance 
de Bruxelles — Auslegung des Art. 9 der Verordnung (EG) Nr. 
493/2006 der Kommission vom 27. März 2006 mit Über­
gangsmaßnahmen für die Reform der gemeinsamen Marktorga­
nisation für Zucker und zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 1265/2001 und (EG) Nr. 314/2002 (ABl. L 89, S. 11) — 
Auslegung des Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 des 
Rates vom 20. Februar 2006 mit einer befristeten Umstruktu­
rierungsregelung für die Zuckerindustrie in der Europäischen 
Gemeinschaft und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1290/2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar­
politik (ABl. L 58, S. 42) — Auslegung der Art. 26 und 27 der 
Verordnung (EG) Nr. 968/2006 der Kommission vom 27. Juni 
2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 320/2006 des Rates mit einer befristeten Umstrukturie­
rungsregelung für die Zuckerindustrie in der Europäischen Ge­
meinschaft (ABl. L 176, S. 32) — Wesen und Umfang der 
einem Zucker erzeugenden Unternehmen zugeteilten Über­
gangsquoten — Vereinbarkeit der Zuteilung einer Übergangs­
quote an ein Unternehmen, das eine Umstrukturierungsbeihilfe 
für das Wirtschaftsjahr 2006/2007 erhält, mit dem Unionsrecht 
— Berechnung des wieder einzuziehenden Betrags und der bei 
Nichterfüllung der Verpflichtungen aufgrund des Umstrukturie­
rungsplans vorgesehenen Geldbuße 

Tenor 

1. Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 des 
Rates vom 20. Februar 2006 mit einer befristeten Umstrukturie­
rungsregelung für die Zuckerindustrie in der Europäischen Gemein­
schaft und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 
über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik ist dahin 
auszulegen, dass der darin aufgeführte Begriff „Quote“ auch 
die Übergangsquoten nach Art. 9 der Verordnung (EG) 
Nr. 493/2006 der Kommission vom 27. März 2006 mit Über­
gangsmaßnahmen für die Reform der gemeinsamen Marktorgani­
sation für Zucker und zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 1265/2001 und (EG) Nr. 314/2002 umfasst. 

2. Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung Nr. 320/2006 ist dahin 
auszulegen, dass die Verpflichtung eines Unternehmens, eine ihm 
für die Erzeugung von Zucker, Isoglucose und Inulinsirup zuge­
teilte Quote, die es einer oder mehreren Fabriken zugewiesen hat, 
wie sie in dieser Bestimmung bezeichnet ist, aufzugeben, unter 
Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens zu dem Zeitpunkt 
wirksam wird, zu dem das Unternehmen, das diese Verpflichtung 
eingeht, unter Berücksichtigung der Informationen, die ihm über­
mittelt oder im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
worden sind, bei Anwendung üblicher Sorgfalt erkennen kann, 
dass die zuständigen Stellen die in Art. 5 Abs. 2 dieser Verord­
nung festgelegten Voraussetzungen für die Gewährung der 
Umstrukturierungsbeihilfe als erfüllt ansehen. 

3. Die Art. 26 Abs. 1 und 27 der Verordnung (EG) Nr. 968/2006 
der Kommission vom 27. Juni 2006 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung Nr. 320/2006 sowie Art. 15 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom 20. Februar 2006 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker sind dahin 
auszulegen, dass eine Erzeugung, wie sie im Ausgangsverfahren 
in Rede steht, wenn ein Unternehmen damit seiner Verpflichtung 
zuwiderhandelt, eine ihm für die Erzeugung von Zucker, Isoglucose 
und Inulinsirup zugeteilte und von ihm einer oder mehreren seiner 
Fabriken zugewiesene Quote, wie sie in Art. 3 Abs. 1 Buchst. b 
der Verordnung Nr. 320/2006 bezeichnet ist, aufzugeben, zur
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Wiedereinziehung der Beihilfe, Verhängung einer Sanktion und 
Erhebung des Überschussbetrags, wie sie in diesen Bestimmungen 
jeweils geregelt sind, führen kann. Hinsichtlich der Sanktion nach 
Art. 27 Abs. 3 der Verordnung Nr. 968/2006 ist es Sache des 
vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob sich der Verstoß unter Berück­
sichtigung aller Umstände des Einzelfalls als vorsätzlich qualifizie­
ren lässt oder ob er auf grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen ist. 
Die Grundsätze ne bis in idem und der Verhältnismäßigkeit sowie 
das Diskriminierungsverbot sind dahin auszulegen, dass sie einer 
kumulierenden Anwendung dieser Maßnahmen nicht entgegenste­
hen. 

4. Art. 26 Abs. 1 der Verordnung Nr. 968/2006 ist dahin aus­
zulegen, dass in dem unterstellten Fall, dass, wenn ein Unterneh­
men unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens zwar 
seine Verpflichtung, die Produktionsanlagen der betreffenden Fa­
briken teilweise abzubauen, nicht aber seine Verpflichtung zur 
Aufgabe einer ihm für die Erzeugung von Zucker, Isoglucose 
und Inulinsirup zugeteilten Quote, die es einer oder mehreren 
Fabriken zugewiesen hat, wie sie in Art. 3 Abs. 1 Buchst. b 
der Verordnung Nr. 320/2006 bezeichnet ist, erfüllt hat, der 
wiedereinzuziehende Beihilfebetrag dem Teil der Beihilfe entspricht, 
der auf die nicht erfüllte Verpflichtung entfällt. Dieser Teil der 
Beihilfe ist anhand der in Art. 3 Abs. 5 der Verordnung 
Nr. 320/2006 festgelegten Beträge zu bestimmen. 

( 1 ) ABl. C 161 vom 19.6.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 21. Juli 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungs­
gerichts Frankfurt am Main — Deutschland) — Gerhard 

Fuchs (C-159/10), Peter Köhler (C-160/10)/Land Hessen 

(Verbundene Rechtssachen C-159/10 und C-160/10) ( 1 ) 

(Richtlinie 2000/78/EG — Art. 6 Abs. 1 — Verbot der Dis­
kriminierung wegen des Alters — Zwangsweise Versetzung 
von Staatsanwälten in den Ruhestand mit Vollendung des 
65. Lebensjahrs — Legitime Ziele, die eine Ungleichbehand­
lung wegen des Alters rechtfertigen — Kohärenz der 

Rechtsvorschriften) 

(2011/C 269/21) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Gerhard Fuchs (C-159/10), Peter Köhler (C-160/10) 

Beklagter: Land Hessen 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Frankfurt 
am Main — Auslegung des Art. 6 der Richtlinie 2000/78/EG 
des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines all­
gemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehand­
lung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16) — Verbot 
von Diskriminierungen wegen des Alters — Nationale Regelung, 
nach der ein Beamter, der das Alter von 65 Jahren erreicht hat, 
von Amts wegen in den Ruhestand versetzt wird — Legitime 
Ziele, die eine Ungleichbehandlung aufgrund des Alters recht­
fertigen 

Tenor 

1. Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 
zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf steht einem 
Gesetz wie dem Hessischen Beamtengesetz in der Fassung des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2009, das die zwangsweise Verset­
zung von Beamten auf Lebenszeit, im vorliegenden Fall Staats­
anwälten, in den Ruhestand mit Vollendung des 65. Lebensjahrs 
vorsieht, wobei sie höchstens bis zum vollendeten 68. Lebensjahr 
weiterarbeiten dürfen, wenn es im dienstlichen Interesse liegt, nicht 
entgegen, sofern dieses Gesetz zum Ziel hat, eine ausgewogene 
Altersstruktur zu schaffen, um die Einstellung und die Beförderung 
von jüngeren Berufsangehörigen zu begünstigen, die Personalpla­
nung zu optimieren und damit Rechtsstreitigkeiten über die Fähig­
keit des Beschäftigten, seine Tätigkeit über ein bestimmtes Alter 
hinaus auszuüben, vorzubeugen, und es die Erreichung dieses Ziels 
mit angemessenen und erforderlichen Mitteln ermöglicht. 

2. Die Angemessenheit und Erforderlichkeit der fraglichen Maßnahme 
ist nachgewiesen, wenn sie im Hinblick auf das verfolgte Ziel nicht 
unvernünftig erscheint und auf Beweismittel gestützt ist, deren 
Beweiskraft das nationale Gericht zu beurteilen hat. 

3. Ein Gesetz wie das Hessische Beamtengesetz in der Fassung des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2009, das den zwangsweisen Über­
tritt von Staatsanwälten in den Ruhestand mit Vollendung des 
65. Lebensjahrs vorsieht, ist nicht allein deshalb inkohärent, weil 
es ihnen in bestimmten Fällen erlaubt, bis zum vollendeten 68. 
Lebensjahr weiterzuarbeiten, es außerdem Bestimmungen enthält, 
die den Übertritt in den Ruhestand vor Vollendung des 65. Le­
bensjahrs erschweren sollen, und andere Rechtsvorschriften des be­
treffenden Mitgliedstaats das Verbleiben im Dienst von bestimm­
ten Beamten, insbesondere bestimmten Wahlbeamten, über dieses 
Alter hinaus vorsehen und das Ruhestandsalter schrittweise von 65 
auf 67 Jahre anheben. 

( 1 ) ABl. C 161 vom 19.6.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 21. Juli 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal 
(England & Wales) (Civil Division) — Vereinigtes 
Königreich) — Tural Oguz/Secretary of State for the 

Home Department 

(Rechtssache C-186/10) ( 1 ) 

(Assoziierungsabkommen EWG — Türkei — Art. 41 Abs. 1 
des Zusatzprotokolls — Stillhalteklausel — Niederlassungs­
freiheit — Ablehnung der Verlängerung der Aufenthalts­
erlaubnis eines türkischen Staatsangehörigen, der unter Ver­
stoß gegen die in der Aufenthaltserlaubnis festgesetzten Auf­
lagen eine Geschäftstätigkeit aufgenommen hat — 

Rechtsmissbrauch) 

(2011/C 269/22) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division)
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